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denbremse für alle Staaten,
aber eben auch gleiche Wett-
bewerbsbedingungen. Wie
unsere Forderungen im Einzel-
nen aussehen, habe ich in die-
sem Bericht aus Berlin zusam-
mengestellt.

Die Debatte über die Euro-
Rettung hat viele andere wich-
tige Reformbaustellen in den
Hintergrund gedrängt. Dazu
gehört die Bundeswehrre-
form. Verteidigungsminister
de Maizière hat im September
die Eckdaten unserer künfti-
gen Armee genannt. Die Bun-
deswehr wird auf maximal
185.000 Mann schrumpfen.
Hinzu sollen 55.000 Zivilbe-
schäftigte kommen. Vor allem
die letzte Zahl halten wir für
falsch. Wir befürchten, dass
mit dieser geringen Zahl an
zivilen Mitarbeitern keine ver-
nünftige Dienstleistung für
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Sehr geehrte Damen und Her-
ren,

liebe Leserinnen und Leser,

liebe Freunde,

nun ist er also auf den Weg ge-
bracht, der erweiterte Euro-
Rettungsschirm. Mit einer
knappen Mehrheit der Koaliti-
onsfraktionen. Und mit der na-
hezu kompletten Zustimmung
der SPD. Wir haben früh signa-
lisiert, dass wir die Bundesre-
gierung bei der Stabilisierung
des Euro-Raums unterstützen
werden. Das haben wir getan.

Allerdings verknüpfen wir diese
Unterstützung mit Forderun-
gen: Angela Merkel muss auf
europäischer Ebene endlich für
eine dauerhafte Lösung der
Euro-Krise kämpfen. Dazu ge-
hört eine verbindliche Schul-

unsere Bundeswehr mehr
möglich ist. Bisher hat sich der
Minister in dieser Frage kom-
promisslos gezeigt. Wir wer-
den weiter für eine angemes-
sene personelle Ausstattung
der Bundeswehr werben.

Die spannende Frage nach den
künftigen Bundeswehr-
Standorten bleibt weiter offen.
Erst am 26.10.2011 werden wir
Klarheit haben. Bis dahin gilt
es, die Vorteile der Bundes-
wehr-Standorte in unserer Re-
gion herauszustellen. Wenn die
Standortentscheidung nach
objektiven Kriterien erfolgt,
sollten wir gute Karten haben.

Ich wünsche Ihnen eine inte-
ressante Lektüre.

Ihre
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Verantwortung für Europa:

Krise dauerhaft lösen

Die derzeitige Krise bedroht Eu-

ropa nicht nur als Wirtschafts-

standort, sondern auch als Wer-

tegemeinschaft und funktionsfä-

hige Demokratie. Als größtes

Land der EU und mit der stärks-

ten Wirtschaftskraft ausgestat-

tet, trägt Deutschland eine be-

sondere Verantwortung für die

Zukunft des vereinten Europa.

Schnelles und flexibles Reagie-

ren auf die kritische Situation in

einigen Mitgliedstaaten ist not-

wendig, um die gesamte Eurozo-

ne zu stabilisieren. Griechenland

ist eine kleine Volkswirtschaft im

Euro-Raum. Aber wenn es pleite

geht, dann besteht die große Ge-

fahr, dass schnell auch weitere

Länder wie Portugal, Italien oder

Spanien fallen. Viele große Ban-

ken, darunter auch deutsche, ha-

ben in griechische Staatsanlei-

hen investiert. Wenn diese Anla-

gen bei einer Pleite vollständig

verloren gehen, sind die wirt-

schaftlichen Folgen auch für

Deutschland kaum abzusehen.

Künftig kann die „Europäische

Fin an z st ab i l i s ie r u n gsf a zi l i -

tät“ (EFSF) unter strengen Aufla-

gen und Konditionen einem Euro

-Mitgliedstaat auch vorbeugende
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Kredite bereitstellen, Darlehen

für ihre Banken gewähren sowie

bei Gefahren für die Finanzstabi-

lität im Euroraum Anleihen eines

Euro-Mitgliedslandes kaufen.

Deutschland erhöht seinen Ge-

währleitsungs-Anteil am EFSF

von 123 Mrd. Euro auf nunmehr

knapp 211 Mrd. Euro.

Diese Schritte sind notwendig.

Sie reichen jedoch nicht aus, um

Europa dauerhaft aus der Krise

zu führen. Dafür müssen diese



Mitgliedstaat sowie eine Harmo-

nisierung der Unternehmensbe-

steuerung mit einer gemeinsa-

men Bemessungsgrundlage für

die Körperschaftsteuer und Min-

deststeuersätzen auf Kapitaler-

träge und Gewinne.

4) Die Gläubiger sind grundsätz-

lich an der Sanierung zu beteili-

gen, wenn die Gesamtverschul-

dung eines Staates so hoch ist,

dass er sie dauerhaft nicht mehr

aus eigener Kraft bedienen kann.

In Europa muss der Grundsatz

gelten: Risiko und Haftung gehö-

ren zusammen.

5) Wir wollen die Finanzmärkte

in ihre Schranken verweisen. Er-

forderlich ist ein Verbot schädli-

cher Finanzmarktgeschäfte mit

Derivaten und Leerverkäufen

sowie des spekulativen Handels

mit Kreditausfallversicherungen.

Die Aufsichtsbehörden brauchen

darüber hinaus weitgehende

Kompetenzen, um bei einer Ge-

fährdung der Finanzmarktstabili-

tät weitere risikobehaftete Ge-

schäfte aussetzen zu können.

Kreditausfallversicherungen darf

nur derjenige besitzen, der auch

Eigentümer der entsprechenden

Forderung ist. Wir brauchen au-

ßerdem eine strenge Regulie-

rung des hochfrequenten Com-

puterhandels. Es ist zudem zu

prüfen, ob durch die regulatori-
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sche Trennung von Investment-

und Privatkundengeschäft für

europäische Kreditinstitute die

Finanzmarktstabilität gestärkt

werden kann. Nicht zuletzt müs-

sen Rating-Agenturen müssen

streng beaufsichtigt werden.

Neuen Pflegebedürftig-

keitsbegriff einführen

Der geltende Begriff der Pflege-

bedürftigkeit im Sozialgesetz-

buch ist zu eng und einseitig.

SPD-Gesundheitsministerin Ulla

Schmidt hat daher 2006 einen

Beirat zur Überprüfung des Beg-

riffs einberufen. Dessen Ergeb-

nisse und Umsetzungsempfeh-

lungen liegen seit Mitte 2009

vor. Es geht vor allem um die

Selbständigkeit pflegebedürfti-

ger Menschen. Personen mit

kognitiven und psychischen Be-

einträchtigungen sollen aus Sicht

des Beirats besser berücksichtigt

werden. CDU, CSU und FDP ha-

ben sich in ihrem Koalitionsver-

trag zu einer neuen, differenzier-

teren Definition der Pflegebe-

dürftigkeit bekannt. Sie haben

angekündigt, die Vorschläge des

Beirats bei der Reform der Pfle-

geversicherung zu berücksichti-

gen.

Wir fordern die Regierung auf,

den Bundestag darüber zu infor-

fünf Punkte umgesetzt werden:

1) Jeder Mitgliedsstaat des Euro-

Währungsgebietes muss seine

Schuldenregelung einführen, die

gewährleistet, dass die Neuver-

schuldung konsequent begrenzt

wird. Der Stabilitäts- und Wachs-

tumspakt ist zu verbessern und

für die Mitglieder des Euro-

Währungsgebiets zu verstärken.

2) Sparen allein reicht nicht aus.

Wir fordern einen „Wachs-

tumspakt Europa“. Wir wollen

besonders für Staaten, bei denen

sich wegen einer Rezession wei-

tere Refinanzierungsschwierig-

keiten abzeichnen oder die von

makroökonomischen Ungleich-

gewichten negativ betroffen

sind, zusätzliche, gezielte

Wachstumsimpulse durch Förde-

rung von Zukunftsinvestitionen

aus Mitteln der Gemeinschaft,

die die eigenen Investitionsan-

strengungen ergänzen. Dazu

brauchen wir eine einfachere

Vergabe der bestehenden Mittel

für europäische Strukturhilfe.

Das Geld aus einer Finanztrans-

aktionssteuer kann bei der Inves-

titionsfinanzierung helfen.

3) Zu einer abgestimmten Wirt-

schaftspolitik gehören europäi-

sche Mindeststandards: Flächen-

deckende Mindestlöhne orien-

tiert am durchschnittlichen Pro-

Kopf-Einkommen im jeweiligen
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mieren, zu welchen Ergebnissen

sie dabei gekommen ist. Aus un-

serer Sicht soll ein neuer Pflege-

bedürftigkeitsbegriff eine ganz-

heitliche Sicht auf den pflegebe-

dürftigen Menschen mit seinem

Recht auf Selbstbestimmung

und Teilhabe ermöglichen. Not-

wendige Veränderungen in der

Pflege sind einzuleiten. Die Kos-

ten der Pflege müssen durch soli-

darische Beiträge weiterhin ge-

sellschaftliche Aufgabe bleiben.

Die Regierung soll einen Reform-

entwurf, der jetzigen Pflegebe-

dürftigen Bestandsschutz garan-

tiert. Unterschiedliche Versor-

gungssysteme müssen durchläs-

siger werden und besser zusam-

menspielen. Überschneidungen

mit der Kranken-, Pflege-, Hilfe-

und Versorgungsplanung brau-

chen klare Regelungen. Außer-

dem sind Pflegeberatung und

zivilgesellschaftliche Arrange-

ments zu stärken.

Bundesagentur für Arbeit

vergibt Chance für Küsten-

Arbeitsagentur

Die Bundesagentur für Arbeit

hatte die Chance, mit der Küs-

tenagentur einen wegweisenden

Schritt zu gehen. Diese Chance

hat sie vertan. Der Agentur-

Verwaltungsrat in Nürnberg hat
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mitte September entschieden,

den Bezirk Wilhelmshaven der

Arbeitsagentur aufzulösen und in

Oldenburg eine Regionalagentur

zu gründen.

Mit der Küstenagentur für Wil-

helmshaven, Friesland, Witt-

mund und die Wesermarsch hät-

ten wir eine Arbeitsagentur be-

kommen, die sich besonders gut

mit den Anforderungen der mari-

timen Wirtschaft auskennt. Das

wäre gerade mit Blick auf den

JadeWeserPort bestimmt richtig

gewesen. Es ist schade, dass die

Zentrale in Nürnberg dieses Mo-

dell nicht unterstützen will. Nun

ist es wichtig, für Wilhelmshaven

eine möglichst starke Position zu

sichern.

Voraussichtlich ab Mitte 2012

wird die Wilhelmshavener Ar-

beitsagentur mit der Agentur in

Oldenburg zusammengelegt.

Wilhelmshaven wird zwar als

Agentur-Standort erhalten blei-

ben. Allerdings wird Oldenburg

als Standort der Regionalagentur

künftig die wesentlichen Richtli-

nien für Wilhelmshaven vorge-

ben.

Halbherzige Regelung für

Jugendwerkstätten

Mit den Stimmen von CDU/CSU

und FDP hat der Bundestag das

Gesetz zur Reform der arbeits-

marktpolitischen Instrumente

verabschiedet. Nach Interventio-

nen von Opposition und Sozial-

verbänden konnten die zunächst

vorgesehenen Kürzungen bei

den Jugendwerkstätten zwar ab-

gewendet werden. Die nun ge-

fundene Regelung halte ich den-

noch für halbherzig.

Es wäre besser gewesen, wenn

die Koalition das gut funktionie-

rende System der gut 150 Ju-

gendwerkstätten in Niedersach-

sen so gelassen hätte, wie es ist.

Künftig werden sich die Werk-

stätten aufwendig zertifizieren

müssen, um Fördergelder zu be-

kommen. Und das, obwohl die

meisten Werkstätten längst als

Einrichtungen der Jugendhilfe

anerkannt sind. Für falsch halte

ich auch das neu beschlossene

Bewerbungsverfahren. Die Ju-

gendwerkstätten werden sich in

Zukunft um jede einzelne För-

dermaßnahme bewerben müs-

sen. Das schafft vor allem unnö-

tig viel Bürokratie und bindet Ar-

beitskräfte, die man besser für

die Qualifizierung der Jugendli-

chen einsetzen könnte.

Bericht aus Berlin

Bericht aus Berlin
Herausgegeben von MdB Karin Evers-Meyer
Kontakt:
Sebastian Franke Tel.: 030/227-77785
Platz der Republik 1 Fax: 030/227-76785
11011 Berlin www.evers-meyer.de


